
Daraus ergibt sich, daß u. U. das gesamte Protokoll zu 
Rate gezogen werden muß, wenn es darum geht festzustel­
len, ob eine Einigung abgeschlossen wurde, welchen Inhalt 
sie hat und ob bzw. wann sie verbindlich geworden ist. 
Wenn übereinstimmende und von den Prozeßparteien ge­
nehmigte Willenserklärungen vor liegen, diese schriftlich 
niedergelegt sind und vom Gericht auch akzeptiert werden, 
dann liegt jedenfalls — und damit kommen wir auf den 
eingangs geschilderten Fall zurück — eine gerichtliche Eini­
gung im Sinne des Gesetzes vor.

Zum Widerruf der Einigung
Da somit in dem dargelegten Fall keine Klagerücknahme, 
sondern eine Einigung vorlag, war der Kläger berechtigt, 
die Einigung innerhalb von zwei Wochen nach der Proto­
kollierung zu widerrufen (§ 46 Abs. 2 Satz 1 ZPO). Ein 
Verzicht auf Widerruf war nicht erklärt worden. Demzu­
folge war die dem Kläger gegebene Auskunft, daß er un­
ter den gegebenen Umständen allenfalls neu klagen könne, 
fehlerhaft Dies hätte auch das durch die erneute Klage 
angerufene Gericht erkennen und sich entsprechend ver­
halten müssen.
Wendet sich ein Bürger mit einem Rechtsbehelf an ein Ge­
richt — hier mit der erneuten Klage —, dann darf das Ge­

richt nicht am äußeren Wortlaut haften bleiben, sondern 
hat das tatsächliche Anliegen des Bürgers festzustellen. 
Versucht der Bürger, gegen eine rechtskräftige Entschei­
dung oder eine verbindliche Einigung anzugehen, so ist 
zu klären, ob' er eine Kassation anregen, die Wiederauf­
nahme des Verfahrens beantragen oder nur eine einfache 
Wiederholung des Verfahrens erreichen will. Wie die Sache 
zu behandeln ist, richtet sich nach dem Anliegen des Bür­
gers. Voraussetzung ist aber immer, daß eine rechtskräf­
tige Entscheidung oder eine verbindliche Einigung vor­
liegt.
Weder das eine noch das andere war jedoch in der vor­
liegenden Sache der Fall. Fünf Tage nach dem Abschluß 
der gerichtlichen Einigung wurde erneut Klage erhoben. 
Eine Prüfung dieser zweiten Klage auf ihren essentiellen 
Gehalt hätte ohne weiteres zu der Feststellung geführt, 
daß es sich in Wirklichkeit um. den Widerruf einer Eini­
gung handelte. Der Rechtsbehelf des Klägers hätte in die­
sem Sinne umgedeutet und das ursprüngliche Verfahren 
auf Grund der „Klage“ als noch nicht beendet weiterge­
führt werden müssen. Bei einer solchen Verfahrensweise 
wäre das Gericht zu einer eingehenden Sachprüfüng ge­
kommen und hätte je nach deren Resultat eine abschlie­
ßende Sachentscheidung fällen können.
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Rechtsfragen der Kooperationsbeziehungen
in der Landwirtschaft sozialistischer Länder Europas
In den letzten Jahren sind eine Reihe sozialistischer Län­
der Europas bei der Entwicklung ihrer Landwirtschaft in 
eine neue Entwicklungsetappe eingetreten, die organisch 
verbunden ist mit dem Aufbau des Kommunismus (in der 
Sowjetunion) bzw. mit der Gestaltung der entwickelten 
sozialistischen Gesellschaft (z. B. CSSR, DDR, Volksrepu­
blik Bulgarien). Diese neue Entwicklungsetappe ist ge­
kennzeichnet durch den planmäßigen Übergang zu indu­
striemäßigen Produktionsmethoden. Die sozialistische In­
dustrie ist jetzt in der Lage, der Landwirtschaft moderne 
Produktionsmittel in Gestalt komplexer Maschinensysteme 
(für die Feldwirtschaft) und industriemäßiger Produk­
tionsanlagen (für die Viehwirtschaft) zur Verfügung zu 
stellen, was es ermöglicht,’die landwirtschaftliche Produk­
tion nach dem Typ der industriellen Großproduktion 
grundlegend umzugestalten. Das ist ein gesellschaftliches 
Erfordernis, um die entscheidende Aufgabe der Landwirt­
schaft zu erfüllen: die kontinuierliche, stabile Versorgung 
der Bevölkerung mit hochwertigen Nahrungsgütern und 
der Industrie mit Rohstoffen landwirtschaftlichen Ur­
sprungs.
Der Übergang zu industriemäßigen Produktionsmethoden 
in der sozialistischen Landwirtschaft ist. ein gesetzmäßiger 
Prozeß von großer gesellschaftlicher Tragweite, der in der 
internationalen Klassenauseinandersetzung zwischen So­
zialismus und Imperialismus dazu beiträgt, die historische 
Überlegenheit der sozialistischen Gesellschaftsordnung zu 
dokumentieren. Er führt zur Konzentration und Speziali­
sierung der landwirtschaftlichen Produktion, zur Vertie­
fung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung, zur Erhöhung 
der Arbeitsproduktivität, zur Steigerung der Qualität der 
Erzeugnisse sowie zur weiteren Verbesserung der Arbeits­
und Lebensbedingungen der Genossenschaftsbauern und 
der Arbeiter in der Landwirtschaft. Zugleich wird mit 
stärkerer betrieblicher Arbeitsteilung die enge, genau ab­
gestimmte Zusammenarbeit mit anderen Betrieben der 
vor- und nachgelagerten Produktionsstufen erforderlich. 
Auf diese Weise bildet sich gesetzmäßig der volkswirt­
schaftliche Agrar-Industrie-Komplex heraus, der die land­
wirtschaftliche Produktion selbst, die vorgelagerten Be­

triebe der Produktionsmittelbereitstellung und die nach­
gelagerten Zweige und Bereiche der Verarbeitung, der La­
gerung und des Großhandels umfaßt. Damit vollzieht sich 
„eine neue, höhere Synthese des Vereins von Agrikultur 
und Industrie“ /l/ mit den daraus folgenden sozialökono­
mischen und sozialpolitischen Konsequenzen: die allmäh­
liche Überwindung der wesentlichen Unterschiede zwi­
schen Stadt und Land und die weitere Annäherung der 
Klasse der Genossenschaftsbauern und der Arbeiter­
klasse.^/
Die Entwicklung des volkswirtschaftlichen Agrar-Indu­
strie-Komplexes vollzieht sich nicht isoliert, sondern unter 
Beachtung der Bedingungen de? jeweiligen Landes, in der 
Grundstruktur gleichen sich die Formen der Kooperations­
beziehungen in den einzelnen sozialistischen Ländern. Die 
grundsätzliche Übereinstimmung ergibt sich aus dem ein­
heitlichen Charakter der sozialistischen Länder, aus den 
zugrunde liegenden gesellschaftlichen, insbesondere öko­
nomischen Gesetzmäßigkeiten, aus den gleichartigen so­
zialökonomischen und politischen Grundlagen sowie aus 
dem einheitlichen Ziel aller dieser Länder, auf der Grund­
lage der Beschlüsse ihrer führenden marxistisch-leninisti­
schen Parteien die materiellen und kulturellen Lebensbe­
dürfnisse der Bürger immer besser zu befriedigen.
Mit der Vertiefung der sozialistischen ökonomischen Inte­
gration der sozialistischen Staaten werden sich die natio­
nalen Agrar-Industrie-Komplexe „als international orien­
tierte Komplexe herausbilden, die die Vorzüge der sozia­
listischen internationalen Arbeitsteilung nutzen und im 
System der RGW-Länder spezialisiert sind“./3/
Der Übergang der Landwirtschaft zur industriemäßigen 
Produktion erweist sich somit als eine grundlegende Auf­
gabe der sozialistischen Länder, die nur unter Anstren-

/l/ K. Marx, Das Kapital, Bd. I, in: Marx/Engels, Werke, Bd. 23, 
Berlin 1972, S. 528; Programm der SED, Berlin 1976, S. 32.
/2/ Vgl. E. HoneckeT, Bericht des Zentralkomitees der SED an den 
IX. Parteitag der SED, Berlin 1976, S. 62.
/3/ Vgl. I. Kormow/B. Frumkin, „Erfolge und Ziele der Agrar­
industrie-Integration“, Presse der Sowjetunion 1975, Nr. 22, S. 29 fl. 
(31).
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